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Liebe Leserinnen und Leser,

Minijobs bleiben ein wichtiges Instrument flexibler Beschäftigung. Für Arbeitge-
ber dürften sie ab 2027 jedoch deutlich teurer werden. Unternehmen sollten die 
absehbaren Änderungen daher frühzeitig in ihre Personal- und Preiskalkulation 
einbeziehen.

Fest steht: Der gesetzliche Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2027 von 13,90 Euro 
auf 14,60 Euro je Stunde. Dadurch erhöht sich die dynamische Minijob-Grenze 
von 603 Euro auf 633 Euro monatlich beziehungsweise 7.596 Euro im Jahr. Die 
bei Mindestlohnvergütung mögliche Arbeitszeit bleibt nahezu konstant. Höhere 
Stundenlöhne, Einmalzahlungen und schwankende Arbeitszeiten können jedoch 
zu einer Überschreitung führen. Ein unvorhersehbares Überschreiten bleibt im 
maßgebenden Zeitjahr in höchstens zwei Kalendermonaten und jeweils bis zum 
Doppelten der Monatsgrenze unschädlich.

Zusätzliche Belastungen zeichnen sich bei den Abgaben ab:
Der Bundestag hat am 10. Juli 2026 das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz 
beschlossen; der Bundesrat ließ es am selben Tag passieren. Danach soll der 
pauschale Krankenversicherungsbeitrag für gewerbliche Minijobs ab 2027 von 
13 % auf 14,6 % zuzüglich des für 2027 festzulegenden durchschnittlichen 
Zusatzbeitragssatzes steigen. Auf Basis des Werts für 2026 wären dies 17,5 %. 
Die Abgabe fällt nur für gesetzlich Krankenversicherte an; in Privathaushalten 
bleibt es bei 5 %.

Politisch vereinbart, aber noch nicht gesetzlich umgesetzt, ist eine Erhöhung 
der einheitlichen Pauschsteuer von 2 auf 5 %. Zudem sieht der Referentenent-
wurf zum Pflegeneuordnungsgesetz ab 2027 erstmals Arbeitgeberbeiträge zur 
Pflegeversicherung vor: 3,6 % bei gewerblichen Minijobs und 1,5 % in Privat-
haushalten.

Seit dem 1. Juli 2026 können Beschäftigte ihre Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht einmalig für die Zukunft aufheben. Dies wirkt ab dem Folgemo-
nat, gilt für alle parallelen Minijobs und ist unwiderruflich. Arbeitgeber müssen 
den Antrag dokumentieren und die Meldungen anpassen.

Unternehmen sollten Verträge, Arbeitszeiten und Sonderzahlungen prüfen, die 
Personalkosten für 2027 neu kalkulieren und gegebenenfalls eine sozialversiche-
rungspflichtige Teilzeitbeschäftigung als Alternative bewerten.

Sprechen Sie uns bei Fragen gerne an.

Mit freundlichen Grüßen

Torsten Ewen 
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH

https://www.facebook.com/dornbach.de/#
https://www.youtube.com/channel/UC4KLEKjEypCpslr3XftsmEg
https://www.instagram.com/dornbach.de/
https://www.linkedin.com/company/dornbach
https://www.dornbach.de/de/mediathek.html
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  Termine August 2026	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat. 

2Für den abgelaufenen Monat, bei Viertel- 
jahreszahlern für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für 
das vorangegangene Kalenderjahr. 

3Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 

Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.08.2026, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.08.20261	 13.08.2026	 10.08.20262

	 10.09.2026	 14.09.2026	 10.09.2026

	 10.09.20263	 14.09.2026	 10.09.20264

	 10.08.20263	 13.08.2026	 10.08.20264

	 17.08.20264	 20.08.2026	 17.08.2026

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 27.08.2026	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Lösen zinslose Kaufpreisraten   
  beim privaten Immobilienverkauf   
  steuerpflichtige Kapitalerträge   
  aus?  

Im Streitfall hatten die Kläger, ein Ehepaar, 
im Jahr 2021 ein bebautes Grundstück, wel-
ches sich seit über zehn Jahren in ihrem 
Eigentum befunden hatte, an ihre Tochter 
verkauft. Der Kaufpreis entsprach dem Wert 
der Immobilie und sollte in monatlichen 
Raten gezahlt werden. Im Kaufvertrag stand 
ausdrücklich, dass keine Verzinsung ver- 
einbart war. Der Vorteil aus diesem Zins- 
verzicht sollte der Tochter zugutekommen. 
Die Kläger erklärten im Zusammenhang mit 
der Grundstücksveräußerung keine Kapital-
erträge. Das beklagte Finanzamt war ande- 
rer Ansicht und teilte die Raten rechnerisch 
in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil auf. 
Den angenommenen Zinsanteil behandelte 
es als Einkünfte aus Kapitalvermögen. Die 
hiergegen gerichtete Klage hatte in erster 
Instanz vor dem Schleswig-Holsteinischen 
Finanzgericht Erfolg.

Der Bundesfinanzhof wies die hiergegen 
gerichtete Revision des Finanzamts zurück 
und entschied, dass zinslose Kaufpreisra-
ten beim privaten Immobilienverkauf keine 
steuerpflichtigen Kapitalerträge auslösen, 
wenn vertraglich eindeutig vereinbart ist, 
dass jede Rate vollständig auf den Kauf- 
preis entfällt (Az. VIII R 30/24).

Hinweis
Damit hat der VIII. Senat eine langjäh-
rige Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs zur Behandlung von Grundstücks-
veräußerungen im Privatvermögen  
unter Vereinbarung zinslos gestundeter 
Ratenzahlungen geändert.

Begründung: Da auch im Rahmen des  
§ 20 Abs. 2 Satz 2 EStG die zivilrechtli-
che Vereinbarung maßgeblich ist, 
handelt es sich bei jeder Rate in voller 
Höhe um eine Tilgungsleistung, die 
gemäß § 20 Abs. 4 Satz 1 EStG mit den 
Anschaffungskosten der Forderung zu 
verrechnen ist.

  Kein Werbungskostenabzug für in   
  einem Immobilienkaufvertrag   
  vom Verkäufer übernommene   
  Verpflichtung zur Renovierung   
  und zur Mietzahlung  

Die Eigentümer mehrerer vermieteter 
Grundstücke veräußerten im Jahr 2020 ein 
Vermietungsobjekt. Im notariellen Kauf- 
vertrag verpflichteten sie sich, die Woh- 
nung nach dem Verkauf zu entrümpeln,  
zu renovieren und bis zum Einzug eines 
Nachmieters Miete an den Käufer zu 
zahlen. Die hierfür entstandenen Kosten 
machten sie als nachträgliche Werbungs-
kosten bei ihren Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung geltend. Das 
Finanzamt lehnte den Abzug jedoch ab.

Die Aufwendungen stehen nach Auffas-
sung des Finanzgerichts Bremen in unmit- 
telbarem Zusammenhang mit dem Verkauf 
der Immobilie und nicht mit der früheren 
Vermietungstätigkeit (Az. 1 V 51/25). Sie 
beruhen ausschließlich auf den vertragli-
chen Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag 
und dienten daher nicht mehr der Erzielung 
von Mieteinnahmen. Dass die Wohnung 
während der Vermietung reparaturbedürf-
tig geworden war, begründe lediglich eine 
Mitveranlassung durch die frühere Vermie- 
tung. Dies reiche jedoch nicht aus, um 
einen Werbungskostenabzug bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung zu rechtfertigen.

  Keine nachträgliche Berücksich-   
  tigung von Verlusten aus Vermie-   
  tung nach bestandskräftiger   
  Steuerfestsetzung  

Die Kläger erwarben 2015 ein vermietetes 
Mehrfamilienhaus. Wegen versteckter 
Mängel fochten sie den Kaufvertrag an und 
führten einen Zivilprozess gegen die 
Verkäuferin. Das Landgericht erklärte im 
Jahr 2021 den Kaufvertrag später für 
nichtig und verurteilte die Verkäuferin zur 
Rückzahlung des Kaufpreises Zug um Zug 
gegen Rückübertragung des Grundstücks. 
Eine Rückübertragung erfolgte jedoch 
nicht, weil die Verkäuferin vermögenslos 

war. In ihren Einkommensteuererklärungen 
2015 bis 2021 erklärten die Kläger keine 
Einkünfte aus diesem Grundstück. Sie 
gingen wegen des anhängigen Zivilverfah-
rens von einer späteren Rückabwicklung 
aus. Erst 2023 beantragten sie, für die 
Jahre 2015 bis 2021 negative Vermietungs-
einkünfte nachträglich zu berücksichtigen. 
Das Finanzamt lehnte dies ab.

Das Finanzgericht Düsseldorf wies die 
Klage ab (Az. 10 K 817/24 E). Für die Jahre 
2015 bis 2017 sei bereits Festsetzungsver-
jährung eingetreten. Eine Hemmung der 
Frist liege nicht vor, weil der Änderungsan-
trag erst 2023 gestellt wurde. Ein rückwir-
kendes Ereignis sei nicht gegeben (§ 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Zwar sei der Kauf- 
vertrag zivilrechtlich für nichtig erklärt 
worden, steuerlich sei dies aber unerheb-
lich, solange die Parteien das Geschäft 
wirtschaftlich nicht tatsächlich rückabwi-
ckeln. Da die Kläger weiterhin im Grund-
buch als Eigentümer eingetragen seien 
und das Grundstück weiterhin ihnen zu- 
zurechnen sei, bleibe auch die steuerliche 
Zurechnung der Vermietungseinkünfte 
unverändert. Für die Jahre 2018 bis 2021 
sei zwar noch keine Festsetzungsverjäh-
rung eingetreten, es fehle jedoch auch hier 
an einer Änderungsvorschrift. Eine neue 
Tatsache (§ 173 Abs. 1 Nr. 2 AO) lag nicht 
vor; jedenfalls traf die Kläger ein grobes 
Verschulden, weil sie die Vermietungsein-
künfte trotz Kenntnis der Vermietung und 
trotz Erklärung anderer Vermietungsein-
künfte nicht angegeben hätten. Auch Ver- 
trauensschutz würde nicht greifen. Die 
Schreiben des Finanzamts enthielten 
keine verbindliche Zusage, dass die Ein- 
künfte später noch berücksichtigt würden. 

  Vorsteuerabzug und Rechnungs-   
  anforderungen bei Umbenennung  

Mit Beschluss vom 29.04.2026 ließ der 
Bundesfinanzhof die Revision zur Klärung 
der Rechtsfrage zu, ob dem Leistungsemp-
fänger die Ausübung des Rechts auf 
Vorsteuerabzug mit einer Rechnung allein 
deshalb versagt werden darf, weil der 
leistende Unternehmer, der sich im Sta- 



UPDATE MAGAZINSeite  4

dium der Umbenennung befindet, in der 
Rechnung schon seinen neuen, zukünftigen 
(und nicht seinen alten, im Leistungs- und 
Rechnungsstellungszeitpunkt noch gülti- 
gen) Namen angegeben hat (Az. V B 118/25).

Hinweis
Damit hat der V. Senat die Beschwerde 
wegen Nichtzulassung der Revision 
gegen das Urteil des Finanzgerichts 
Berlin-Brandenburg vom 12.11.2025 
zugelassen (Az. 5 K 5140/24). Da 
derartige Sachverhalte keine Einzelfälle 
sind, ist die Klärung dieser Rechtsfrage 
mit Spannung abzuwarten.

  Umsatzsteuer-Sonderprüfungen:   
  2025 Mehrergebnis von   
  1,69 Milliarden Euro  

Nicht selten führen Umsatzsteuer-Sonder-
prüfungen zu Steuernachzahlungen. Laut 
den statistischen Aufzeichnungen der 
obersten Finanzbehörden der Länder belief 
sich das Mehrergebnis bei der Umsatz-
steuer auf rund 1,69 Milliarden Euro. Nicht 
berücksichtigt sind dabei zusätzliche Ergeb-
nisse aus der Mitwirkung von Umsatzsteuer-
Sonderprüfern an allgemeinen Betriebs-
prüfungen oder Prüfungen der Steuerfahn-
dung.

Insgesamt wurden 65.294 Umsatzsteuer-
Sonderprüfungen durchgeführt. Diese 
erfolgen unabhängig vom Turnus der allge- 
meinen Betriebsprüfung und betreffen 
Unternehmen aller Größenklassen. Im 
Jahresdurchschnitt waren 1.597 Prüfer im 
Einsatz. Rechnerisch entfielen damit auf 
jede eingesetzte Prüfkraft durchschnittlich 
41 Sonderprüfungen sowie ein Mehrergeb-
nis von rund 1 Million Euro.

  Änderungen im Vorsteuer-   
  Vergütungsverfahren zum   
  01.01.2026: Digitale Nachweise  

Das Bundesministerium der Finanzen hat im 
Schreiben III C 3 – S 7359/00081/001/030 
vom 02.06.2026 festgelegt, dass im Vor- 
steuer-Vergütungsverfahren für nicht im 
Gemeinschaftsgebiet ansässige Unterneh-

mer ab dem 01.01.2026 digitale Nachweise 
verpflichtend sind. Die Änderungen dienen 
dazu, das bisherige Verfahren zu digitali-
sieren (Wechsel vom Papier- zum Digital-
nachweis) sowie die Regelungen für nicht 
im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unter- 
nehmer stärker an jene für EU-ansässige 
Unternehmer (§ 61 UStDV) anzugleichen.

D. h., Rechnungen und Einfuhrbelege sind 
elektronisch einzureichen. Die Übermitt-
lung erfolgt regelmäßig über das Online-
Portal des Bundeszentralamts für Steuern 
(BZSt). In Ausnahmefällen ist während einer 
Übergangsphase auch die Bereitstellung 
der Unterlagen auf einem Speichermedium 
(z. B. USB-Stick) zulässig. Zusätzlich ist 
dem Antrag eine detaillierte Einzelaufstel-
lung der geltend gemachten Vorsteuerbe-
träge beizufügen (Abschn. 18.14 Abs. 3 
Satz 2 UStAE n. F.).

Die Vorsteuerbeträge sind durch Hochla-
den der Rechnungen und Einfuhrbelege 

•	 im Online-Portal des BZSt oder 
•	 in Ausnahmefällen durch Vorlage auf 

einem Speichermedium nachzuweisen, 
wenn der Gesamtbetrag der Rechnung 
oder des Einfuhrbeleges 250 Euro 
übersteigt (§ 61a Abs. 2 Satz 4 UStDV).

D. h., für Rechnungen und Einfuhrbelege 
mit einem Gesamtbetrag von bis ein-
schließlich 250 Euro entfällt die Nachweis-
pflicht im Regelfall. Das BZSt kann jedoch 
vom Unternehmer verlangen, dass die Vor- 
steuerbeträge durch Vorlage von Rechnun-
gen und Einfuhrbelegen im Original nachge-
wiesen werden. Werden im Ausnahmefall 
Originalpapierbelege an das BZSt gesen-
det, so werden diese durch Stempelauf-
druck oder in anderer Weise entwertet.

Der Nachweis der Unternehmereigenschaft 
nach § 61a Abs. 4 UStDV (Muster USt 1 TN) 
kann dem BZSt zusammen mit dem Antrag 
auf Vorsteuervergütung übermittelt werden. 
Dabei ist das im Zeitpunkt der Ausstellung 
gültige Muster zu verwenden. Im Einzelfall 
kann das BZSt die Vorlage im Original 
verlangen.

Hinweis
Die Grundsätze des BMF-Schreibens 
sind auf Anträge auf Vorsteuer-Vergü-
tung, die nach dem 31.12.2025 gestellt 
werden, anzuwenden.

  Zinssatz von 5,5 % für die schen-   
  kungsteuerliche Bewertung   
  lebenslanger Renten bestätigt  

Eine Frau erhielt 2019 von ihrem Onkel ein 
Grundstück geschenkt. Im Gegenzug ver- 
pflichtete sie sich, ihm ab 2020 lebens-
lang monatlich 1.000 Euro zu zahlen. Für 
die Schenkungsteuer zog das Finanzamt 
den Kapitalwert dieser Rente vom steuer- 
pflichtigen Erwerb ab. Dabei verwendete 
es den gesetzlichen Zinssatz von 5,5 % 
nach § 14 BewG. Die Frau hielt diesen 
Zinssatz wegen der damaligen Niedrigzins-
phase für verfassungswidrig und wollte 
stattdessen den im Vertrag vereinbarten 
Zinssatz von 0,5 % zugrunde legen.

Der Bundesfinanzhof wies die Klage ab 
(Az. II R 35/23). Das Finanzamt habe den 
Kapitalwert der lebenslangen Rente 
zutreffend nach den gesetzlichen Vorga-
ben berechnet. Der vertraglich vereinbarte 
Zinssatz sei für die steuerliche Bewertung 
nicht maßgeblich. Der feste Zinssatz von 
5,5 % verstoße nicht gegen Art. 3 Abs. 1 
GG. Die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit 
der Vollverzinsung nach der Abgabenord-
nung sei nicht übertragbar. Dort gehe es 
um den Ausgleich von Liquiditätsvorteilen 
bei verspäteter Steuerfestsetzung. § 14 
BewG diene dagegen der pauschalierten 
Bewertung langfristiger lebenslänglicher 
Leistungen. Gerade bei lebenslangen 
Renten müsse der Gesetzgeber Zinsent-
wicklungen über viele Jahre oder Jahr-
zehnte typisieren dürfen. Der Zinssatz von 
5,5 % sei trotz der Niedrigzinsphase 2019 
nicht evident realitätsfern. Zudem zeige 
die spätere Zinswende, dass langfristige 
Zinsschwankungen eine pauschalierende 
Bewertung rechtfertigen. 
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  Projekt „Schneller Gründen“   
  gestartet – Kombiantrag für   
  Gewerbeanmeldung und   
  steuerliche Erfassung  

Mit dem Projekt „Schneller Gründen“ sollen 
Unternehmensgründungen in Deutschland 
einfacher, schneller und vollständig digital 
ermöglicht werden. Das teilte das Bundes- 
ministerium für Digitales und Staatsmoder- 
nisierung mit. Es wird erstmals ein medien-
bruchfreier digitaler Kombiantrag erprobt, 
der Gewerbeanmeldung und steuerliche 
Erfassung in einem durchgängig digitalen 
Prozess zusammenführt. Der Gründungs-
prozess für Unternehmen soll auf diese 
Weise beschleunigt und Verwaltungs-
abläufe effizienter gestaltet werden. 

Acht Standorte nehmen an der ersten 
Pilotierungsphase teil: Aachen, Dresden, 
Düsseldorf, Fulda, Goslar, Mannheim, 
München, Nordfriesland.

In dieser Phase wird das neue Verfahren 
unter realen Bedingungen getestet und auf 
Basis praktischer Erfahrungen weiterent-
wickelt.

Hinweis
„Schneller Gründen“ ist ein zentrales 
Vorhaben der Modernisierungsagenda 
Bund und Föderal. Ziel ist es, Unter-
nehmensgründungen bundesweit 
digital zu ermöglichen und perspekti-
visch innerhalb von 24 Stunden 
abzuwickeln.

  Änderungsmöglichkeiten eines   
  Steuerbescheides durch das   
  Finanzamt wegen Bekanntwerdens    
  neuer Tatsachen  

Ein großer Teil der Änderungen von Steuer- 
bescheiden beruht auf der Anwendung des 
§ 173 AO. In dieser Vorschrift sind Regelun-
gen enthalten, die dem Finanzamt die 
Möglichkeit geben, Steuerbescheide dann 
zu ändern, wenn neue Tatsachen oder 
Beweismittel nachträglich auftauchen, die 
dem Finanzamt vorher nicht bekannt 
waren und die zu einer Änderung des 

bisherigen Steuerbescheides führen 
können. Es muss sich immer um Tatsachen 
bzw. Beweismittel handeln, nicht etwa um 
neue Rechtsauffassungen, die das Finanz- 
amt jetzt berücksichtigen will, z. B. wegen 
eines neuen Erlasses des Bundesfinanz-
ministeriums oder eines Finanzgerichtsur-
teils – selbst des Bundesverfassungsge-
richts oder des Europäischen Gerichtshofs.

Die neue Tatsache kann als Änderungs-
grund sowohl für eine höhere als auch für 
eine niedrigere Steuer als im bisherigen 
Bescheid dienen. Bei einer Änderung der 
Steuer zu Gunsten des Steuerpflichtigen 
darf diesen aber kein grobes Verschulden 
an der nachträglichen Kenntnisnahme des 
Finanzamtes treffen. Ein grobes Verschul-
den liegt z. B. nicht vor, wenn die Nichtan-
gabe auf der Unkenntnis eines Laien von 
Steuerminderungstatbeständen beruht. 
Nimmt jemand aber beispielsweise eine 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit auf, 
die steuerliche Fragen mit sich bringt,  
die über seine Kenntnisse hinausgehen, 
muss er sich mit den damit verbundenen 
Antworten vertraut machen. Wenn er dabei 
erkennt, dass er selbst nicht in der Lage 
ist, die Steuererklärungen richtig abzuge-
ben, muss er fachliche Hilfe beiziehen, um 
dem Vorwurf des groben Verschuldens zu 
entgehen.

Ein Hindernis bei der Anwendung der Vor- 
schrift für das Finanzamt zu Ungunsten des 
Steuerpflichtigen besteht allerdings auch 
darin, dass der Grundsatz von Treu und 
Glauben nicht verletzt werden darf. Dieser 
Grundsatz kommt zur Anwendung, wenn 
das Finanzamt die später bekannt gewor- 
dene Tatsache bei ordnungsgemäßer 
Erfüllung seiner Aufklärungspflicht bereits 
vor Erlass des ursprünglichen Bescheides 
gekannt hätte. Wenn es also eine Mittei-
lung einer anderen Stelle – z. B. eines 
anderen Finanzamtes oder einer Bank – 
nicht beachtet hat, kann es keine Ände-
rung nach § 173 AO vornehmen.

  Nachweise für die neue   
  E-Auto-Förderung  

Einen Antrag stellen können Privatperso-
nen mit Hauptwohnsitz in Deutschland, 
sofern das förderfähige Neufahrzeug auf 
sie zugelassen wurde. Voraussetzung ist 
jedoch, dass das zu versteuernde Haus- 
haltsjahreseinkommen 80.000 Euro nicht 
übersteigt. Für bis zu zwei Kinder erhöht 
sich diese Grenze um jeweils 5.000 Euro 
pro Kind.

Als Nachweis für das zu versteuernde 
Haushaltsjahreseinkommen sind die zwei 
aktuellsten Einkommensteuerbescheide 
für jede zum Haushaltsjahreseinkommen 
beitragende Person vorzulegen. Die 
Steuerbescheide dürfen höchstens drei 
Jahre alt sein. Entscheidend ist dabei das 
geprüfte Steuerjahr, nicht das Ausstel-
lungsdatum des Bescheids. Die Steuerbe-
scheide können auch als Nachweis für die 
Anzahl der förderrelevanten Kinder dienen. 
Alternativ kommen eine Kindergeldbe-
scheinigung der Familienkasse, eine 
erweiterte Meldebescheinigung oder der 
Kindergeldbescheid infrage.

Hinweis
Umfangreiche Informationen stellt das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) auf seiner Homepage 
zur Verfügung. 

  Luftverkehrsteuer wird ab   
  01.07.2026 gesenkt  

Die Bundesregierung will die Rahmenbe-
dingungen für die Luftverkehrsbranche 
verbessern. Sie hat deshalb die Senkung 
der Luftverkehrsteuer beschlossen, mit 
dem Ziel, den Standort Deutschland zu 
stärken.

Damit der Luftverkehrsstandort wieder 
attraktiv wird, hat die Bundesregierung 
beschlossen, die Steuersätze der Luftver-
kehrsteuer zum 01.07.2026 wieder auf das 
Niveau vor dem 01.05.2024 zu senken.
Die Senkung der Luftverkehrsteuer soll wie 
geplant am 01.07. in Kraft treten. Der 

https://bmds.bund.de/themen/staatsmodernisierung/digitale-verwaltung/schneller-gruenden
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/E-Auto_Foerderung_2026/E-Auto_Foerderung_2026_node.html
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Beschluss sieht vor, die Steuersätze für 
Kurz-, Mittel- und Langstrecken zwischen 
2,50 Euro und 11,40 Euro je Fluggast zu 
senken. Konkret bedeutet das:

•	 Bei Kurzstrecken: von 15,53 Euro auf 
13,03 Euro

•	 Bei Mittelstrecken: von 39,34 Euro auf 
33,01 Euro

•	 Bei Langstrecken: von 70,83 Euro auf 
59,43 Euro

Auswirkungen auf Ticketpreise: Die Senkung 
der Luftverkehrsteuer kann Belastungen 
abfedern und weitere Preissteigerungen 
verhindern. Die Entscheidungen über die 
Weitergabe der Steuersenkung obliegen 
aber den Unternehmen.

  Klage gegen Rückforderung   
  von Corona-Wirtschaftshilfen   
  erfolglos  

Die 4. Kammer des Verwaltungsgerichts 
Gießen (Einzelrichter) hat mit kürzlich 
ergangenem Urteil eine Klage abgewiesen, 
mit der sich die Klägerin gegen die Rück- 
forderung von Corona-Wirtschaftshilfen, 
hier: sog. November- und Dezemberhilfen, 
durch das Regierungspräsidium Gießen 
richtete.

Die Klägerin, Betreiberin mehrerer Restau- 
rants einer Fast-Food-Kette, begehrte mit 
ihrer Klage die endgültige Bewilligung von 
Corona-Hilfen i. H. v. rund 600.000,00 Euro. 
Diese wurden der Klägerin bereits im Jahr 
2021 ausgezahlt.

Das Regierungspräsidium lehnte die Förde- 
rung nach Durchführung eines Schlussab-
rechnungsverfahrens im Jahr 2024 endgül- 
tig ab und forderte die Klägerin zur Rückzah-
lung nahezu der gesamten ausgezahlten 
Wirtschaftshilfen auf. Zur Begründung 
führte das Regierungspräsidium aus, dass 
im Fall der Klägerin eine sog. Überkompen-
sation vorliege, sie also mit den begehrten 
Wirtschaftshilfen bessergestellt sei als in 
den Vergleichsmonaten des Vorkrisenjah-
res 2019.

Dem ist die Klägerin unter Verweis auf die 
Förderrichtlinien, die eine Nichteinbezie-
hung von Außer-Haus-Umsätzen, die einen 
Großteil ihrer Einnahmen im November 
bzw. Dezember 2020 ausmachten, bei der 
Berechnung der jeweiligen Vergleichsum-
sätze vorsehen würden, entgegengetreten. 
Sie habe zudem auf den Bestand der 
ursprünglichen Bewilligung im Jahr 2021 
vertrauen dürfen.

Das Gericht hat in seiner Entscheidung 
ausgeführt, dass vorliegend die tatsächli-
che Verwaltungspraxis des Regierungsprä-
sidiums maßgeblich sei. Danach sei eine 
Förderung im Falle einer Überkompensa-
tion abzulehnen. Bei der Prüfung einer 
Überkompensation habe das Regierungs-
präsidium die Umsätze aus Außer-Haus-
Verkäufen miteinbeziehen dürfen, weil 
diese Förderpraxis auf einem sachlichen 
Grund beruhe. Ziel der November- und 
Dezemberhilfe sei die Sicherung der wirt- 
schaftlichen Existenz von Unternehmen, 
die coronabedingte Betriebseinschränkun-
gen und deshalb erhebliche Umsatzausfäl-
le hätten erleiden müssen. Diesem Ziel 
würde es zuwiderlaufen, wenn Unterneh-
men von den coronabedingten Einschrän-
kungen und staatlichen Unterstützungs-
leistungen im Ergebnis profitieren würden. 
Es bestehe damit auch kein Anspruch der 
Klägerin auf die begehrten Wirtschaftshil-
fen, da sich ein solcher lediglich aus dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz durch eine 
Selbstbindung der Verwaltung ergeben 
könne. Auf Vertrauensschutz könne sich 
die Klägerin nicht berufen, da die ursprüng-
liche Bewilligung unter dem Vorbehalt der 
endgültigen Festsetzung nach Durchfüh-
rung eines Schlussabrechnungsverfahrens 
gestanden habe.

Die Entscheidung (Urteil vom 25. März 2026, 
Az.: 4 K 4209/24.GI) ist noch nicht rechts- 
kräftig. Die Beteiligten können dagegen 
binnen eines Monats nach Zustellung der 
schriftlichen Urteilsgründe die Zulassung 
der Berufung beim Hessischen Verwal-
tungsgerichtshof in Kassel beantragen.

  „Passive“ Entstrickung in   
  grenzüberschreitenden   
  Sachverhalten  

Mit Urteil vom 19.11.2025 – I R 41/22 hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, 
dass eine sogenannte steuerrechtliche 
Entstrickung in grenzüberschreitenden 
Fällen – ein Vorgang, bei dem stille Reser- 
ven von Wirtschaftsgütern aufgedeckt und 
besteuert werden, weil ansonsten die 
Bundesrepublik Deutschland (Deutsch-
land) ihr Besteuerungsrecht verlieren 
würde – grundsätzlich auch durch eine 
bloße Rechtsänderung eintreten kann 
(„passive“ Entstrickung).

Mit Wirkung ab dem Jahr 2006 hat der 
Gesetzgeber in mehreren Steuergesetzen 
Tatbestände verankert, die dem deutschen 
Fiskus in bestimmten grenzüberschreiten-
den Konstellationen das Recht zur Besteue-
rung der in Wirtschaftsgütern ruhenden 
stillen Reserven einräumen, obwohl sich 
die stillen Reserven für den Steuerpflichti-
gen noch nicht – zum Beispiel infolge eines 
Verkaufs des Wirtschaftsguts – realisiert 
haben. 

Voraussetzung für den vorzeitigen Steuer- 
zugriff ist jeweils, dass das Besteuerungs-
recht von Deutschland an dem Wirtschafts-
gut ausgeschlossen oder beschränkt wird. 
Ein solcher Fall kann beispielsweise vor- 
liegen, wenn ein Steuerpflichtiger ein 
Wirtschaftsgut von einer inländischen in 
eine ausländische Betriebsstätte über-
führt. Von Anfang an umstritten war, ob 
eine Entstrickung gegebenenfalls auch 
ohne ein aktives Handeln des Steuerpflich-
tigen eintreten kann. Diese Frage stellt 
sich insbesondere, wenn das deutsche 
Besteuerungsrecht dadurch verlorengeht 
oder beschränkt wird, dass Deutschland 
mit dem betreffenden ausländischen Staat 
ein neues Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung (DBA) abschließt, 
nach dem künftig das Besteuerungsrecht 
an den stillen Reserven des Wirtschafts-
guts nicht mehr Deutschland, sondern 
dem anderen Staat zusteht oder Deutsch-
land sich verpflichtet, die von dem ande- 
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ren Staat erhobenen Steuern auf die 
eigenen Steuern anzurechnen.

Der BFH hat die Möglichkeit einer solchen 
„passiven“ Entstrickung nunmehr grund- 
sätzlich bejaht. In dem entschiedenen Fall 
ging es um eine deutsche GmbH, die Gesell-
schafterin einer spanischen Kapitalgesell-
schaft war, welche über spanischen Immo- 
bilienbesitz verfügte. Zum 01.01.2012 war 
ein neues DBA zwischen Deutschland und 
dem Königreich Spanien (Spanien) wirk- 
sam geworden, in dem Deutschland sich 
verpflichtet hatte, für den Fall, dass in 
Deutschland ansässige Steuerpflichtige 
Anteile an Gesellschaften mit einer 
„Immobilienquote“ von mindestens 50 % 
(Wertansatz spanischer Immobilien im 
Verhältnis zur Bilanzsumme) veräußern, 
die von Spanien auf die Veräußerung 
erhobene Quellensteuer auf die deutsche 
Steuer anzurechnen. 

Das Finanzamt (FA) sah in der Gefahr, im 
Falle einer künftigen Veräußerung der 
Anteile durch die GmbH spanische Quellen-
steuer auf die deutsche Steuer anrechnen 
zu müssen, eine Beschränkung des deut- 
schen Besteuerungsrechts im Sinne von  
§ 4 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuer-
gesetzes und unterwarf bei der GmbH den 
hypothetischen Gewinn aus einer (fiktiven) 
sofortigen Veräußerung im Veranlagungs-
zeitraum 2012 der deutschen Körperschaft-
steuer. Das Finanzgericht (FG) gab der Klage 
der GmbH in erster Instanz statt, weil es 
die Möglichkeit einer allein auf einer Rechts-
änderung beruhenden Entstrickung schon 
im Grundsatz abgelehnt hat.

Obwohl der BFH dieser Begründung nicht 
gefolgt ist, sondern eine Entstrickung auch 
in den Fällen einer Rechtsänderung grund- 
sätzlich für möglich hält, hatte die Revision 
des FA letztlich keinen Erfolg, denn das FA 
hatte die Rechtsfolgen einer möglichen 
Entstrickung dem „falschen“ Veranlagungs-
zeitraum zugeordnet. Diese treten nach 
dem Urteil des BFH in der letzten juristi-
schen Sekunde ein, bevor der Ausschluss 
oder die Beschränkung des Besteuerungs-
rechts wirksam wird. Dies wäre im 

Urteilsfall noch im Veranlagungszeitraum 
2011 gewesen.

Auch in dem jüngst veröffentlichten Urteil 
vom 19.11.2025 – I R 6/23 hat der BFH zur 
„passiven“ Entstrickung entschieden. Das 
FA hatte eine Entstrickung im Hinblick auf 
australischen Immobilienbesitz einer 
deutschen Kapitalgesellschaft daraus 
abgeleitet, dass mit dem Inkrafttreten 
eines neuen DBA zwischen Deutschland 
und Australien zum 01.01.2017 das deut- 
sche Besteuerungsrecht an einem künfti- 
gen Veräußerungsgewinn hinsichtlich der 
australischen Immobilien entfallen sei. 
Dagegen klagte die Steuerpflichtige und 
bekam vor dem FG Recht. Der BFH bestä- 
tigte das Urteil des FG, weil bereits auf der 
Grundlage des „alten“, bis 31.12.2016 
geltenden DBA kein deutsches Besteue-
rungsrecht an einem Gewinn aus der 
Veräußerung der Immobilien bestanden 
hatte.

Die Praxis wird sich darauf einstellen 
müssen, dass Änderungen von DBA oder 
anderen Gesetzen in grenzüberschreiten-
den Fällen gegebenenfalls zu einer vor- 
zeitigen Besteuerung von in Wirtschafts-
gütern ruhenden stillen Reserven führen 
kann. Es ist jedoch im Einzelfall genau zu 
prüfen, ob die jeweilige Rechtsänderung 
tatsächlich zu einem Ausschluss oder 
einer Beschränkung des deutschen Be- 
steuerungsrechts geführt hat. Änderungen 
oder Neuabschlüsse von DBA vollziehen 
sich meist in längeren Verfahrensabläu-
fen, sodass den Steuerpflichtigen häufig 
noch Zeit bleibt, sich darauf einzustellen.
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die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
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lich mit uns Kontakt aufzunehmen.
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit: 

Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE
Bad Homburg · Bergisch Gladbach · Bergisch Gladbach /  
NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt ·  Dessau-Roßlau · 
Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · Frielendorf  · 
Fritzlar · Gießen · Gießen / NL von Frankfurt am Main · 
Homberg / Efze  ·  Koblenz ·  Köln · Lutherstadt Wittenberg · 
Mainz · Marburg · München · Pirna · Pößneck bei Jena · 
Saarbrücken · Solingen · Wetzlar - DORNBACH - Med 
GmbH & Co. KG · Wetzlar - DORNBACH FRP · Wiesbaden 

  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 08. September 2026, 11.00 – 12.00 Uhr – RISIKOMANAGEMENT IM MITTELSTAND: 
STRATEGISCHE CHANCEN ERKENNEN, HAFTUNGSRISIKEN VERMEIDEN

Referenten: Dipl.-Kaufmann Christian Koch, Wirtschaftsprüfer, Geschäftsführender Gesellschafter und  
Dr. Julia Vollmer, Certificate in Sustainability Reporting, Manager Sustainability Services

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.    

Dienstag, 15. September 2026, 14.30 – 16.00 Uhr – BETRIEBSPRÜFUNG SOUVERÄN STEUERN

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführender 
Gesellschafter bei DORNBACH

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.    

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 

mailto:lschmidt%40dornbach.de?subject=
https://www.dornbach.de/de/risikomanagement-im-mittelstand.html
https://www.dornbach.de/de/betriebspruefung-souveraen-steuern.html
https://www.dornbach.de/de/events.html

